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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschiag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung der Verordnung (EWG) 
Nr. 2824/72 hinsichtiich der Finanzierung bestimmter Maßnahmen durch den 
EAGFL, Abteilung Garantie 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 729/70 
des Rates vom 21. April 1970 über die Finanzierung 
der gemeinsamen Agrarpolitik^), zuletzt geändert 
durch die Verordnung (EWG) Nr. 2788/72 2), ins- 
besondere auf Artikel 3 Absatz 2, 

auf Vorsdilag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe : 

Im Anhang zur Verordnung (EWG) Nr. 2824/72 
des Rates vom 28. Dezember 1972 über die allgemei- 
nen Regeln für die Finanzierung der Interventionen 
durch den Europäischen Ausriditungs- und Garan- 
tiefonds für die Landwirtschaft, Abteilung Garan- 
tie 2), zuletzt geändert durch die Verordnung (EWG) 
Nr. 2683/74^), sind die Maßnahmen aufgeführt, die 
dem Begriff „Interventionen zur Regulierung der 
Agrarmärkte im Sinne von Artikel 3 Absatz 1 der 
Verordnung (EWG) Nr. 729/70 entsprechen. Seit der 
letzten Änderung dieses Anhangs wurden verschie- 
dene Maßnahmen getroffen, die hinsichtlich der Fi- 
nanzierung der gemeinsamen Agrarpolitik als In- 
terventionen zur Regulierung der Agrarmärkte an- 
zusehen sind. Der Anhang ist deshalb entsprechend 
zu ergänzen. 

Wegen technischer Schwierigkeiten war die Kom- 
mission nicht in der Lage, dem Rat einen Vorschlag 
zur Festsetzung der allgemeinen Regeln für die Fi- 
nanzierung der Interventionen, die in Ankäufen 
sowie in Lagerungs- und Absatzmaßnahmen be- 
stehen, zu unterbreiten. Infolgedessen empfiehlt es 


sich, die in Artikel 2 Absatz 2 der Verordnung 
(EWG) Nr. 2824/72 vorgesehenen Fristen um ein 
Jahr zu verlängern — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Der Anhang zur Verordnung (EWG) Nr. 2824/72 
wird wie folgt geändert: 

1. Absdinitt IV „Sektor Zucker" wird durch fol- 
gende Punkte ergänzt: 

„6. Subventionen gemäß Artikel 1 der Verord- 
nungen (EWG) Nr. 2931/74 und 2932/74; 

7. Maßnahmen gemäß Artikel 1 der Verord- 
nung (EWG) Nr. 175/75." 

2. Abschnitt V „Sektor Rindfleisch" wird durch 
folgende Punkte ergänzt: 

„3. Beihilfen zum Verkauf von Rindfleisch zu 
ermäßigten Preisen gemäß Artikel 1 der 
Verordnung (EWG) Nr. 1856/74; 

4. Prämien für eine geregelte Vermarktung und 
für die Erhaltung von Rinderbeständen ge- 
mäß Artikel 1 der Verordnung (EWG) Nr. 
1967/74 und Artikel 2 der Verordnung (EWG) 
Nr. 2502/74; 
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5. Ausgaben für die Werbe- und Informations- 
kampagnen gemäß Artikel 1 der Verord- 
nungen (EWG) Nr. 1857/74 und 2930/74; 

6. Prämien zugunsten der Rinderhalter gemäß 
Artikel 1 und 4 der Verordnung (EWG) Nr. 
464/75.“ 

3. Abschnitt VIII „Wein und Weinprodukte" wird 
durch folgenden Punkt ergänzt: 

„6. Destillationsbeihilfe gemäß Artikel 7 der 
Verordnung (EWG) Nr. 2981/74." 

4. Abschnitt XVI „Bestimmungen, die mehrere Sek- 
toren betreffen", wird zu Abschnitt XVII. 

5. Folgender Abschnitt wird eingefügt: 

„XVI Sektor Soja: 

1. Erzeugerbeihilfe gemäß Artikel 2 der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 1900/74". 


Artikel 2 

In Artikel 2 der Verordnung (EWG) Nr. 2824/72 
wird der 1. August 1974 durch den 1. August 1975 
und der 1. Januar 1975 durch den 1. Januar 1976 er- 
setzt. 


Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am dritten Tage nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften in Kraft. Sie ist ab 21. Juli 1974 
anwendbar. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes- 
kanzleramtes vom 24. April 1975 - 1/4 - 680 70 - E ~ Ga 11/75: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 10. April 1975 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist nicht vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat ist noch nicht abzusehen. 
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Begründung 


1. Artikel 3 der Verordnung (EWG) Nr. 729/70 
sieht vor, daß der Rat die allgemeinen Regeln für 
die Finanzierung der Interventionen durch den 
EAGFL, Abteilung Garantie, erläßt. In diesem Rah- 
men hat der Rat im Anhang zur Verordnung (EWG) 
Nr. 2824/72 die Maßnahmen aufgeführt, die dem Be- 
griff „Interventionen zur Regulierung der Agrar- 
märkte“ entsprechen. Dieser Anhang, der zuletzt am 
21. Oktober 1974 (Verordnung [EWG] Nr. 2683/74) 
geändert wurde, muß ergänzt werden, da seitdem 
folgende Verordnungen erlassen worden sind: 

a) Auf dem Zuckersektor die Verordnung (EWG) 
Nr. 2931/74 betreffend die Einführung einer Sub- 
vention bei der Einfuhr von Weiß- und Rohzuk- 
ker; die Verordnung (EWG) Nr. 2932/74 über die 
Gewährung und die Finanzierung einer Sub- 
vention für den über die Höchstquote hinaus er- 
zeugten Zucker und die Finanzierung der Sub- 
vention bei der Einfuhr von Zucker; die Verord- 
nung (EWG) Nr. 175/75 über besondere Inter- 
ventionsmaßnahmen (Subvention Melasse); 

b) auf dem Rindfleischsektor die Verordnung (EWG) 
Nr. 1856/74 zur Festlegung der Grundregeln für 
den Verkauf von Rindfleisch zu ermäßigten Prei- 
sen an bestimmte Verbrauchergruppen; die Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 1857/74 betreffend eine Wer- 
be- und Informationskampagne für Rindfleisch 
und die Verordnung (EWG) Nr. 2930/74 über 
Werbe- und Informationskampagnen zur Förde- 
rung des Rindfleischverbrauchs; die Verordnung 
(EWG) Nr. 1967/74 zur Einführung eines neuen 
Prämiensystems für eine geregelte Vermarktung 
bestimmter ausgewachsener Schlachtrinder und 
die Verordnung (EWG) Nr. 2502/74 zur Einfüh- 
rung eines neuen Prämiensystems für die Erhal- 
tung von Rinderbeständen. Die Verordnung 
(EWG) Nr. 464/75 zur Einführung von Prämien- 
regelungen zugunsten der Rindfleischerzeuger; 


c) auf dem Weinsektor die Verordnung (EWG) Nr. 
2981/74 zur Festlegung der Grundregeln für die 
Destillation von Wein geringerer Qualität als 
Tafelwein und mit Herkunft aus bestimmten 
Kathastrophengebieten ; 

d) die Verordnung (Ew^G) Nr. 1900/74 über Sonder- 
maßnahmen für Sojabohnen. 

Daher wird vorgeschlagen, die obengenannten 
Maßnahmen in den Anhang zur Verordnung 
(EWG) Nr. 2824/72 aufzunehmen. 

2. Im Zusammenhang mit dem Erlaß der allgemei- 
nen Regeln für die Finanzierung der Interventionen 
zur Regulierung der Agrarmärkte, wie er in Arti- 
kel 3 Absatz 2 der Verordnung (EWG) Nr. 729/70 
des Rates vorgesehen ist, bleibt die Frage der Auf- 
stellung endgültiger allgemeiner Regeln für Inter- 
ventionen offen, die in Ankäufen sowie in Lage- 
rungs- und Absatzmaßnahmen bestehen. Derzeit ist 
die Finanzierung solcher Interventionen nach wie 
vor durch Übergangsbestimmungen geregelt, die ins- 
besondere bestimmte Maßnahmen pauschaler Art 
beinhalten. 

1974 hat die Kommission in Zusammenarbeit mit den 
Mitgliedstaaten Verbesserungen der Durchführungs- 
bestimmungen im Rahmen der geltenden Verord- 
nungen vorgenommen und Pauschalbeträge festge- 
setzt, die repräsentativer für die tatsächlichen Ko- 
sten sind. Außerdem ist die Kommission dabei, die 
Arbeit in diesem Bereich weiter zu vertiefen. 

Jedoch scheinen ihr die Voraussetzungen für einen 
weiteren Schritt im Bereich der Finanzierungsbedin- 
gungen dieser Interventionen noch zu fehlen, vor 
allem weil die eingehende Prüfung der Materie noch 
nicht weit genug fortgeschritten ist, um genaue 
Schlußfolgerungen zu ermöglichen. Daher wird vor- 
geschlagen, die derzeitige Finanzierungsregelung 
um ein Jahr zu verlängern. 
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